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Bilanz der Superior Industries Europe AG, Bad Dürkheim, zum 31. Dezember 2025

AKTIVA PASSIVA

31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR EUR EUR

A. Anlagevermögen A. Eigenkapital

I. Immaterielle Vermögensgegenstände I. Gezeichnetes Kapital 12.400.000,00 12.400.000,00

Entgeltlich erworbene gewerbliche Schutzrechte II. Kapitalrücklage 199.203.079,65 199.203.079,65
 und ähnliche Rechte 1.316.418,00 1.887.182,00

III. Gewinnrücklagen
II. Sachanlagen 1. Gesetzliche Rücklage 230.818,96 230.818,96

2. andere Gewinnrücklagen 46.269.181,04 46.269.181,04
Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 49.740,75 227.949,00 46.500.000,00 46.500.000,00

III. Finanzanlagen IV. Bilanzgewinn 43.475.418,92 43.475.418,92

Anteile an verbundenen Unternehmen 107.564.567,78 107.564.567,78 301.578.498,57 301.578.498,57

B. Rückstellungen
B. Umlaufvermögen

Sonstige Rückstellungen 178.697,89 2.236.995,23
I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 178.697,89 2.236.995,23

1. Forderungen gegen verbundene Unternehmen 281.984.343,05 271.382.302,89 C. Verbindlichkeiten

2. Sonstige Vermögensgegenstände 4.260,99 8.304,68 1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 100.453,97 178.912,47
281.988.604,04 271.390.607,57

2. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen 94.658.189,32 89.318.614,16
II. Kassenbestand und Guthaben Unternehmen

 bei Kreditinstituten 5.638.057,24 12.372.701,24
3. Sonstige Verbindlichkeiten 91.368,46 185.263,58

C. Rechnungsabgrenzungsposten 49.820,40 55.276,42 94.850.011,75 89.682.790,21

396.607.208,21 393.498.284,01 396.607.208,21 393.498.284,01



Gewinn- und Verlustrechnung
 der Superior Industries Europe AG, Bad Dürkheim,

  vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025

2025 2024
EUR EUR

1. Umsatzerlöse 4.758.446,87 9.248.555,92

2. Sonstige betriebliche Erträge 184.067,87 1.748.723,73

3. Materialaufwand
Aufwendungen für bezogene Leistungen 2.248.943,74 6.050.035,33

4. Personalaufwand 
a) Löhne und Gehälter 2.868.910,78 6.465.559,36
b) Soziale Abgaben 299.404,00 568.975,55

3.168.314,78 7.034.534,91

5. Abschreibungen
auf immaterielle Vermögensgegenstände des
Anlagevermögens und Sachanlagen 624.879,70 744.638,14

6. Sonstige betriebliche Aufwendungen 5.408.662,06 21.105.335,69

7. Erträge aus Gewinnabführungsverträgen 1.519.450,20 3.529.596,58

8. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 5.871.468,59 5.674.692,35

9. Aufwendungen aus Verlustübernahme 1.013.577,32 3.208.304,47

10. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 728.606,14 304.343,76

11. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 0,00 4.995,42

12.  Ergebnis vor sonstigen Steuern und vor Verlustübernahme -859.550,21 -18.250.619,14

13. Sonstige Steuern 2.198,52 2.891,90

14. Aufgrund eines Ergebnisabführungsvertrages übernommener
Verlust -861.748,73 -18.253.511,04

15. Jahresergebnis 0,00 0,00

16. Gewinnvortrag aus dem Vorjahr 43.475.418,92 43.475.418,92

17. Bilanzgewinn 43.475.418,92 43.475.418,92
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Anhang der Superior Industries Europe AG, Bad Dürkheim,  

HRB 64198, Amtsgericht Ludwigshafen am Rhein 

für das Geschäftsjahr 2025 

A. Rechnungslegungsgrundsätze 

Die Gesellschaft (nachfolgend auch kurz „SEAG“ genannt) ist eine kleine Kapitalgesell-

schaft im Sinne von § 267 Abs. 1 HGB. Der Anhang ist nach den Vorschriften für große 

Kapitalgesellschaften aufgestellt. 

Der vorliegende Jahresabschluss wurde gemäß §§ 242 ff., 264 ff. HGB sowie der ein-

schlägigen Vorschriften des Aktiengesetzes aufgestellt.  

Für die Gewinn- und Verlustrechnung wurde das bisher angewandte Gesamtkosten-

verfahren beibehalten. 

Die in Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung erforderlichen davon-Vermerke sind 

im Anhang enthalten. 

Die Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze wurden unverändert zum Vorjahr ange-

wandt. Nach der erfolgten Refinanzierung der Konzernmutter Superior Industries In-

ternational Inc., USA, besteht keine wesentliche Unsicherheit mehr hinsichtlich der Fä-

higkeit des Unternehmens zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit für die SEAG. 

Entgeltlich erworbene immaterielle Vermögensgegenstände werden zu Anschaf-

fungskosten aktiviert und, sofern sie der Abnutzung unterliegen, entsprechend ihrer 

erwarteten Nutzungsdauer um planmäßige Abschreibungen (lineare Methode) ver-

mindert. Die Markenrechte werden über einen Zeitraum von 15 Jahren abgeschrieben. 

Das Sachanlagevermögen ist mit den aktivierungspflichtigen Anschaffungskosten an-

gesetzt. Die planmäßige Abschreibung wird grundsätzlich nach der linearen Methode 

anhand der erwarteten wirtschaftlichen Nutzungsdauer der einzelnen Vermögensge-

genstände ermittelt. Die betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauern liegen zwischen ein 

und 20 Jahren. 

Zugänge des Geschäftsjahres werden pro-rata-temporis abgeschrieben. 
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Geringwertige Vermögensgegenstände bis zu einem Wert von EUR 150,00 werden im 

Jahr des Zugangs voll abgeschrieben. Abnutzbare bewegliche geringwertige Anlagegü-

ter mit Anschaffungskosten über EUR 150,00 werden aktiviert und linear über ihre Nut-

zungsdauer abgeschrieben. 

Finanzanlagen sind zu Anschaffungskosten bzw. bei voraussichtlich dauernder Wert-

minderung zum niedrigeren beizulegenden Wert bewertet. 

Soweit der nach vorstehenden Grundsätzen ermittelte Wert von Gegenständen des 

Anlagevermögens über dem Wert liegt, der ihnen am Bilanzstichtag beizulegen ist, 

wird dem durch außerplanmäßige Abschreibungen Rechnung getragen. Stellt sich in 

einem späteren Geschäftsjahr heraus, dass die Gründe hierfür nicht mehr bestehen, so 

wird der Betrag dieser Abschreibungen im Umfang der Werterhöhung unter Berück-

sichtigung der Abschreibungen, die inzwischen vorzunehmen gewesen wären, zuge-

schrieben. 

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände werden grundsätzlich zum 

Nominalbetrag oder dem niedrigeren beizulegenden Wert ausgewiesen. Allen risiko-

behafteten Posten wird durch Bildung angemessener Einzelwertberichtigungen Rech-

nung getragen. 

Die Guthaben bei Kreditinstituten und Kassenbestände sind zu Nennwerten bilan-

ziert. 

Die Rückstellungen berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und ungewissen Ver-

pflichtungen und sind in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung not-

wendigen Erfüllungsbetrages angesetzt. Zukünftige Preis- und Kostensteigerungen 

werden berücksichtigt, sofern ausreichend objektive Hinweise für deren Eintritt vorlie-

gen. Rückstellungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr werden mit dem 

ihrer Restlaufzeit entsprechenden durchschnittlichen Marktzinssatz der vergangenen 

sieben Geschäftsjahre, der von der Deutsche Bundesbank zum Bilanzstichtag ermittelt 

wurde, abgezinst.  

Die Verbindlichkeiten werden zum Erfüllungsbetrag bilanziert. 

Kurzfristige Forderungen und Verbindlichkeiten in Fremdwährung werden zum Devi-

senkassamittelkurs am Bilanzstichtag umgerechnet. 
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B. Erläuterungen zur Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung 

I. Bilanz 

1. Anlagevermögen 

Die gesondert dargestellte Entwicklung des Anlagevermögens ist Bestandteil des An-

hangs. 

2. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

Unter den Forderungen gegen verbundene Unternehmen sind Forderungen aus  

Lieferungen und Leistungen in Höhe von TEUR 15.386 (i. V. TEUR 10.823) enthalten. 

Die Gesamtforderungen gegen die Mehrheitsgesellschafterin Superior Industries Inter-

national Germany GmbH (SII GmbH) betragen TEUR 253.412 (i. V. TEUR 245.770) und 

bestehen im Wesentlichen aus Darlehensforderungen. Das Darlehen mit der Mehr-

heitsgesellschafterin hatte zum Bilanzstichtag eine Restlaufzeit von 5 Monaten und 

war vollständig im Mai 2026 fällig. Im Mai 2026 wurde das Darlehen um 12 Monate 

verlängert. Die restlichen Forderungen gegen verbundene Unternehmen betreffen im 

Wesentlichen Forderungen aus Cashpoolverträgen sowie der Ergebnisabführung mit 

Tochterunternehmen und haben wie im Vorjahr eine Restlaufzeit bis zu einem Jahr.  

Die sonstigen Vermögensgegenstände haben wie im Vorjahr eine Restlaufzeit bis zu 

einem Jahr. 

3. Rechnungsabgrenzungsposten 

Die aktiven Rechnungsabgrenzungsposten enthalten im Wesentlichen abgegrenzte Li-

zenzkosten für Softwarelizenzen (TEUR 37) sowie Versicherungen (TEUR 13). 
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4. Latente Steuern 

Latente Steuern für temporäre Differenzen zwischen den handelsrechtlichen und steu-

erlichen Wertansätzen im Rahmen der Berechnung des zu versteuernden Einkommens 

von Vorräten, Schulden und Rechnungsabgrenzungsposten sowie für steuerliche Ver-

lust- und Zinsvorträge werden bei der Organträgerin, der SII GmbH, auf Basis der er-

warteten Steuersätze und Steuergesetze ermittelt, die im Zeitpunkt der Erfüllung der 

Schuld oder der Realisierung des Vermögenswertes voraussichtlich Geltung haben 

werden.  

Zum Bilanzstichtag verfügt die SEAG als frühere Organträgerin (bis 31.12.2017, seit 

01.01.2018 Organgesellschaft der SII GmbH) über einen nicht genutzten vororgan-

schaftlichen körperschaftsteuerlichen Verlustvortrag in Höhe von TEUR 18.247, einen 

nicht genutzten vororganschaftlichen gewerbesteuerlichen Verlustvortrag in Höhe von 

TEUR 13.748 sowie einen nicht genutzten vororganschaftlichen Zinsvortrag in Höhe 

von TEUR 21.031.  

Auf diese vororganschaftlichen Verlustvorträge wurden keine aktiven latenten Steuern 

angesetzt, da aufgrund der gegenwärtigen Rechtslage bei Anteilsübertragungen von 

über 50% (schädlicher Anteilserwerb) Unsicherheiten hinsichtlich der zukünftigen 

Nutzbarkeit der Verlust- und Zinsvorträge bestehen. Eine sich insgesamt ergebende 

Steuerbelastung würde in der Bilanz als passive latente Steuer angesetzt werden. Im 

Falle eines Überhangs aktiver latenter Steuern würde in Ausübung des Wahlrechts aus 

§ 274 Absatz 1 Satz 2 HGB keine Aktivierung erfolgen.  

5. Eigenkapital 

Das gezeichnete Kapital beträgt zum Bilanzstichtag TEUR 12.400. Das Grundkapital ist 

eingeteilt in 12.400.000 Stück auf den Inhaber lautende Stückaktien mit einem anteili-

gen Betrag am Grundkapital in Höhe von EUR 1,00 je Stückaktie.  

Durch Beschluss der Hauptversammlung am 19. August 2023 wurde der Vorstand  

ermächtigt, bis zum 30. August 2028 einmalig oder mehrmals das Grundkapital der  

Gesellschaft um insgesamt bis zu TEUR 6.200 durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber 

lautende Stückaktien gegen Bar- oder Sacheinlagen zu erhöhen (genehmigtes Kapital 

2023). Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, das  

Bezugsrecht bei Sacheinlagen auszuschließen. Der Vorstand hat von diesem Recht im 

Geschäftsjahr 2025 keinen Gebrauch gemacht. 



 

5 

Die Kapitalrücklage in Höhe von TEUR 199.203 setzt sich aus dem Aufgeld des Börsen-

gangs 2015 nach § 272 Abs. 2 Nr. 1 HGB in Höhe von TEUR 59.569, sowie nach § 272 

Abs. 2 Nr. 4 HGB aus dem 2015 umgewandelten Gesellschafterdarlehen in Höhe von 

TEUR 24.743 und Einstellungsbeträgen aus Vorjahren zusammen. 

Die Gewinnrücklagen in Höhe von TEUR 46.500 enthalten unverändert die gesetzliche 

Rücklage gemäß § 150 AktG in Höhe von TEUR 231. In den anderen Gewinnrücklagen 

ist in Höhe von TEUR 40.105 ein gem. § 58 Abs. 2a AktG im Geschäftsjahr 2016 einge-

stellter Eigenkapitalanteil aus Wertaufholung enthalten.  

Nach Abschluss des Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrages mit dem Mehr-

heitsaktionär Superior Industries International Germany GmbH steht den Minderheits-

aktionären eine Mindestdividende von EUR 3,38 (brutto) je Stückaktie zu. Diese wird 

durch den Mehrheitsaktionär an die Minderheiten geleistet. 

Der Bilanzgewinn, der vollständig aus dem Gewinnvortrag besteht, in Höhe von TEUR 

43.475 wird unverändert vorgetragen. 

6. Sonstige Rückstellungen 

Die sonstigen Rückstellungen beinhalten im Wesentlichen Rückstellungen für Ver-

pflichtungen aus dem Personalbereich (TEUR 100) und Jahresabschlusskosten 

(TEUR 65).  

7. Verbindlichkeiten 

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen und die Verbindlichkeiten ge-

genüber verbundenen Unternehmen haben wie im Vorjahr eine Restlaufzeit bis zu ei-

nem Jahr.  

Unter den Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen sind Verbindlich-

keiten aus Lieferungen und Leistungen in Höhe von TEUR 1.791 (i. V. TEUR 1.681) ent-

halten. Des Weiteren bestehen sie überwiegend aus Verbindlichkeiten aus Ergebnisab-

führung und Verlustübernahme (TEUR 52.908; i. V. TEUR 56.405) sowie Verbindlichkei-

ten aus Cashpoolverträgen (TEUR 39.959; i. V. TEUR 31.232). Die Verbindlichkeiten ge-

genüber verbundenen Unternehmen betreffen in Höhe von TEUR 54.606 (i. V. 

TEUR 54.836) die Mehrheitsgesellschafterin.  
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Die sonstigen Verbindlichkeiten haben wie im Vorjahr eine Restlaufzeit bis zu einem 

Jahr und resultieren im Wesentlichen aus Lohn- und Kirchensteuer in Höhe von 

TEUR 91 (i.V. TEUR 185). 

 

II. Gewinn- und Verlustrechnung 

1. Umsatzerlöse 

Die Umsatzerlöse resultieren aus Konzernumlagen, Lizenzerlösen, Personalgestellun-

gen und an Konzernunternehmen erbrachten Management- und Provisionsdienstleis-

tungen. Dabei wurden TEUR 531 (i. V. TEUR 2.845) im Inland und TEUR 4.228 (i. V. TEUR 

6.404) im europäischen Ausland erzielt. 

2. Sonstige betriebliche Erträge 

Die sonstigen betrieblichen Erträge enthalten im Wesentlichen Erträge aus einer in 

2025 verkauften Serveranlage an die SPE in Höhe von TEUR 124 sowie Erträge aus ver-

rechneten Sachbezügen. 

3. Sonstige betriebliche Aufwendungen 

In den sonstigen betrieblichen Aufwendungen sind periodenfremde Aufwendungen in 

Höhe von TEUR 69 (i. V. TEUR  128) ausgewiesen.  

4. Beteiligungsergebnis 

Die Erträge aus Gewinnabführungsverträgen sowie die Aufwendungen aus Ver-

lustübernahme betreffen, wie im Vorjahr, in voller Höhe verbundene Unternehmen. 

5. Finanzergebnis 

Die sonstigen Zinsen und ähnliche Erträge betreffen mit TEUR 5.871  

(i. V. TEUR 5.675), die Zinsen und ähnliche Aufwendungen mit TEUR 729 (i. V. 

TEUR 302) verbundene Unternehmen.  
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6. Ergebnisverwendung  

Aufgrund des mit der Mehrheitsgesellschafterin bestehenden Ergebnisabführungsver-

trages wurde das Jahresergebnis Höhe von TEUR -862 (i. V. TEUR -18.254) vollständig 

von dieser übernommen. 

C. Sonstige Angaben 

1. Personal 

Die durchschnittliche Zahl der während des Geschäftsjahrs beschäftigten Arbeit-

nehmer beträgt: 

 Anzahl 

Vollzeit 19 

Teilzeit 2 

 21 

2. Mindeststeuergesetz 

Die Regelungen zur globalen Mindestbesteuerung sind mit Wirkung zum 28. Dezember 

2023 in Deutschland in Form des Mindeststeuergesetzes („MinStG“) in Kraft getreten. 

Die SEAG fällt in den Anwendungsbereich der globalen Mindestbesteuerung (Pillar 2). 

Der Superior Konzern hat eine Berechnung auf Basis der Mindestbesteuerungsrichtli-

nie durchgeführt und hierbei die "Safe-Harbour-Regelungen“ angewandt. Nach den 

Berechnungen liegen keine Anhaltspunkte vor, dass die SEAG einer zusätzlichen Steu-

erbelastung durch Pillar 2 unterliegt. 
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3. Sonstige finanzielle Verpflichtungen 

 
bis zu 1 

Jahr 
>1 - 5 
Jahre 

 TEUR TEUR 

   

Leasing  57,5 44,0 

   

4. Haftungsverhältnisse 

Die Superior Industries Europe AG, Bad Dürkheim, hat aufgrund eines Mietvertrages 

für ein Logistikzentrum der Aftermarktgesellschaft Superior Industries Leichtmetallrä-

der Germany GmbH, Bad Dürkheim, eine Patronatserklärung abgegeben. Aus dem bis 

zum 5. August 2027 laufenden Mietvertrag entstehen zukünftige Mietzahlungen in 

Höhe von TEUR 2.262. Da die Mieterin ihren Verpflichtungen bisher uneingeschränkt 

nachgekommen ist, wird das Risiko einer Inanspruchnahme als gering eingeschätzt. 

Zusätzlich bestehen Verbindlichkeiten aus Bürgschaften in Höhe von TEUR 49 (i. V. 

TEUR 49) aus einer Bürgschaft gegenüber einer Immobilienagentur für den Mietvertrag 

eines verbundenen Unternehmens. Das Risiko einer Inanspruchnahme aus der Bürg-

schaft wird als gering eingestuft, da es derzeit keine Anzeichen dafür gibt, dass das 

verbundene Unternehmen seinen Verpflichtungen aus dem Mietvertrag nicht nach-

kommen wird. 

Im Rahmen einer Kreditfinanzierung der Superior Industries International Inc., South-

field, USA, zum 30. Juni 2026 in Höhe von Mio. USD 130 hat die Gesellschaft Aktiva in 

Höhe von bis zu maximal Mio. USD 225 zu Gunsten der PNC Bank, National Associaton, 

Pittsburgh/USA, verpfändet. Auch die wesentlichen pfändbaren Aktiva ihrer Tochter-

unternehmen wurden in diesem Zusammenhang verpfändet. Aufgrund der derzeitigen 

Kapitalausstattung und wirtschaftlichen Entwicklung der Superior Industries Internati-

onal Inc. und vor dem Hintergrund der erfolgten Anschlussfinanzierung zum 30. Juni 

2026 in Höhe von Mio. USD 130 wird eine Inanspruchnahme als nicht wahrscheinlich 

eingeschätzt. 
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5. Beteiligungsverhältnisse 

Die Gesellschaft ist am Bilanzstichtag an folgenden Unternehmen unmittelbar betei-

ligt: 

Name Beteili- Wäh- Eigen- Jahres- 
 gungs- rung kapital ergebnis 

 Quote  31.12. 2025 
 %  2025  
     

     
Superior Industries Leichtmetallräder 
Germany GmbH, Bad Dürkheim 

 
 100 

 
TEUR 

 
 5.299 

 
 1.519 *) 

     
Superior Industries Automotive  
Germany GmbH, Bad Dürkheim 

 
 100 

 
TEUR 

 
 1.023 

 
 -1.014 *) 

     
Superior Industries Production (Po-
land) Sp. z o.o., Stalowa Wola/Polen  
 

 
 100 

 
TEUR 

 
    234.051 

 
              775 
 

Superior Poland Europe Sp. z o.o., 
Stalowa Wola/Polen 

 100 TEUR          1.124           136 

     
 
*) vor Gewinnabführung/Verlustübernahme 

Mit den folgenden Tochtergesellschaften besteht für das Berichtsjahr ein Gewinnab-
führungs-/Verlustübernahmevertrag: 

• Superior Industries Automotive Germany GmbH 

• Superior Industries Leichtmetallräder Germany GmbH 

  



 

10 

6. Organe der Gesellschaft 

I. Der Vorstand der SEAG setzt sich wie folgt zusammen: 
 

• Dorota Piwkowska-Szyjka, Vice President of Finance and CFO Europe der Superior 

Poland Europe Sp. z o.o. / Vorstand der SEAG  

• Marco Reyna Rosales, Vice President Global Engineering Superior Industries de 

Mexico / Vorstand der SEAG seit 16. 02 2026 

• Daniel Lee, Vice President of Finance der Superior Industries International Inc. / 

Vorstand der SEAG bis 19.08.2025 

• Michael Dorah, Executive Vice President and Chief Operating Officer der Superior 

Industries International Inc. / Vorstand der SEAG bis 24.02.2026 

• Parveen Kakar, Senior Vice President, Sales Marketing and Product Development 

der Superior Industries International Inc. / Vorstand der SEAG bis 17.04.2025 

Die Gesellschaft wird durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmit-

glied gemeinsam mit einem Prokuristen vertreten. Frau Dorota Piwkowska-Szyjka ist 

einzelvertretungsberechtigt. 

 

II. Der Aufsichtsrat der SEAG setzt sich wie folgt zusammen: 
 

• Shane Giebel, Vice President FP & A, CFO North America der Superior Industries 

Inc., seit 26.09.2025, Aufsichtsratsvorsitzender seit 9.12.2025 

• Courney Gilliam, Chief Human Resources Officer & General Counsil der Superior 

Industries International Inc., seit 22.01.2026, stellvertretende Aufsichtsratsvor-

sitzende 

• Matthew Brady, Treasury Director der Superior Industries International Inc., seit 

27.01.2026 

• Parveen Kakar, Senior Vice President, Sales Marketing and Product Development 

der Superior Industries International Inc., Aufsichtsratsvorsitzender von 

13.05.2025 bis 09.12.2025 

• David Sherbin Senior Vice President, General-Counsel und Chief Compliance Of-

ficer der Superior Industries International Inc., stellvertretender Aufsichtsratsvor-

sitzender bis 17.12.2025 

• Sean Krezenski, Vice President Tax and Treasury der Superior Industries Interna-

tional Inc., Mitglied des Aufsichtsrats seit 25.04.2025 bis 01.09.2025 

• Kevin Burke, Senior Vice President und Chief Human Resources Officer der Supe-

rior Industries International Inc., Aufsichtsratsvorsitzender bis 02.04.2025 
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7. Honorar für Leistungen des Abschlussprüfers 

Das Honorar für Leistungen des Abschlussprüfers gemäß § 285 Nr. 17 HGB für Ab-

schlussprüfungsleistungen beträgt TEUR 60.  

8. Organbezüge 

Zu der Vergütung des Vorstandes werden keine Angaben gemacht, da keines der  

Vorstandsmitglieder eine Vergütung für seine Tätigkeit erhalten hat. 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhielten für ihre Tätigkeit im Geschäftsjahr keine Ver-

gütung.  

9. Nachtragsbericht 

Finanzierung im Gesamtkonzern 

Die für den Gesamtkonzern zur Finanzierung notwendige, zum 30. Juni 2026 ausgelau-

fene, Kreditlinie in Höhe von Mio. USD 60 konnte durch eine Rahmenkreditvereinba-

rung mit einem Volumen von Mio. USD 130 abgelöst werden. Die wesentlichen ver-

pfändbaren Vermögenswerte der SEAG sowie ihrer Tochtergesellschaften wurden als 

Sicherheiten für den Kredit der Konzernmutter verpfändet. 

Auswirkungen US – Iran Krieg 

Am 28. Februar 2026 brach zwischen dem Iran und Israel sowie den USA ein Krieg aus, 

der aktuell die Straße von Hormus nur partiell passierbar macht und zu weltweiten 

Preisanstiegen für Öl sorgt. Neben dem Ölpreis dürft auch der Aluminiumpreis unter 

dieser Entwicklung ansteigen, da in der Golf Region jährlich 18.000 Tonnen Aluminium 

produziert werden und durch die aktuellen Bombardierungen von Seiten Iran einige 

Aluminiumproduzenten begonnen haben, die Produktion auszusetzen. Bisher ergaben 

sich keine wesentlichen Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. 

Wie sich dies insgesamt zukünftig auf die Liefersituation für Aluminium auswirken wird, 

können wir noch nicht genau abschätzen. (Gulf aluminium producers feel the heat 

from Iran war | AGBI) 

  

https://www.agbi.com/analysis/industry/2026/03/gulf-aluminium-producers-feel-the-impact-of-iran-war/
https://www.agbi.com/analysis/industry/2026/03/gulf-aluminium-producers-feel-the-impact-of-iran-war/
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10. Konzernangaben 

Die Superior Industries Europe AG, Bad Dürkheim, ist ein Tochterunternehmen der Su-

perior Industries International Germany GmbH, Bad Dürkheim, und wird in deren, nach 

HGB erstellten, Konzernabschluss für den kleinsten und den größten Kreis einbezogen. 

Dieser hat befreiende Wirkung und wird in deutscher Sprache im Unternehmensregis-

ter offengelegt.  

Bad Dürkheim, 14. Juli 2026 

Superior Industries Europe AG 

Vorstand 

 

 

 Dorota Piwkowska-Szyjka  Marco Reyna Rosales 



Anlage zum Anhang

Entwicklung des Anlagevermögens der Superior Industries Europe AG, Bad Dürkheim
im Geschäftsjahr 2025

Anschaffungskosten Kumulierte Abschreibungen Buchwerte

Stand am Zugänge Abgänge Stand am Stand am Zugänge Abgänge Stand am Stand am Stand am
01.01.2025 31.12.2025 01.01.2025 31.12.2025 31.12.2025 31.12.2024

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

I. Immaterielle Vermögens-
gegenstände

Entgeltlich erworbene
gewerbliche Schutzrechte
und ähnliche Rechte 9.764.101,79 0,00 -1.660,98 9.762.440,81 7.876.919,79 570.763,00 -1.659,98 8.446.022,81 1.316.418,00 1.887.182,00

II. Sachanlagen

Andere Anlagen, Betriebs-
und Geschäftsausstattung 1.918.049,73 8.368,75 -568.629,19 1.357.789,29 1.690.100,73 54.116,70 -436.168,89 1.308.048,54 49.740,75 227.949,00

III. Finanzanlagen

Anteile an verbundenen 
Unternehmen 153.369.236,47 0,00 0,00 153.369.236,47 45.804.668,69 0,00 0,00 45.804.668,69 107.564.567,78 107.564.567,78

165.051.387,99 8.368,75 -570.290,17 164.489.466,57 55.371.689,21 624.879,70 -437.828,87 55.558.740,04 108.930.726,53 109.679.698,78
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BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

An die Superior Industries Europe AG, Bad Dürkheim 
 
Prüfungsurteil 

Wir haben den Jahresabschluss der Superior Industries Europe AG, Bad Dürkheim, – bestehend aus der 
Bilanz zum 31. Dezember 2025 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember 2025 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und  
Bewertungsmethoden – geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der beige-
fügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezem-
ber 2025 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025. 
 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ord-
nungsmäßigkeit des Jahresabschlusses geführt hat. 
 
Grundlage für das Prüfungsurteil 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Ab-
schnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses“ unseres Bestäti-
gungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstim-
mung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sons-
tigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffas-
sung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für 
unser Prüfungsurteil zum Jahresabschluss zu dienen. 
 
Sonstige Informationen 

Die gesetzlichen Vertreter bzw. der Aufsichtsrat sind für die sonstigen Informationen verantwortlich. Die 
sonstigen Informationen umfassen den Bericht des Aufsichtsrats, welcher uns voraussichtlich erst nach 
dem Datum dieses Bestätigungsvermerks zur Verfügung gestellt wird. 
 
Unsere Prüfungsurteil zum Jahresabschluss erstreckt sich nicht auf die sonstigen Informationen und dem-
entsprechend geben wir weder ein Prüfungsurteil noch irgendeine andere Form von Prüfungsschlussfolge-
rung hierzu ab. 
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Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deut-
schen handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jah-
resabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft ver-
mittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, 
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstel-
lungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögens-
schädigungen) oder Irrtümern ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähig-
keit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die 
Verantwortung, Sachverhalte im Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern 
einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsäch-
liche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft 
zur Aufstellung des Jahresabschlusses. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes 
frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, sowie 
einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil zum Jahresabschluss beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Überein-
stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche 
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resul-
tieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 
einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Ent-
scheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. 
Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahresabschluss 
aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion 
auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlungen resultie-
rende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist höher als das Risiko, dass eine aus 
Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, da dolose Handlungen 
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kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstel-
lungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

• erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen Kon-
trollen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den Umständen angemessen sind, jedoch nicht 
mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen Kontrollen der Gesellschaft abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten 
Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der 
Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit 
Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben im Jahresabschluss aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, 
unser Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis 
zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann. 

• beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt einschließlich der An-
gaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage der Gesellschaft vermittelt. 
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Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die 
Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer 
Mängel in internen Kontrollen, die wir während unserer Prüfung feststellen. 

Mannheim, den 14. Juli 2026 

Deloitte GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

/snMU/ /snAWP/ 

Dirk Krämer Michael Harst 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 

P220P220



1. Geltungsbereich
(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschafts-
prüferinnen, Wirtschaftsprüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
(im Nachstehenden zusammenfassend „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und 
ihren Auftraggebern über Prüfungen, Steuerberatung, Beratungen in wirt-
schaftlichen Angelegenheiten und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas 
anderes ausdrücklich in Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend 
vorgeschrieben ist.
(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies vereinbart ist oder 
sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegenüber. Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit 
dem Auftraggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten 
zu.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags
(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein  
bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer 
übernimmt im Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben 
der Geschäftsführung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder 
Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der 
Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrags sach-
verständiger Personen zu bedienen.
(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei  
betriebswirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen Vereinbarung in 
Textform.
(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlie-
ßenden beru�ichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verp�ich-
tet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folge-
rungen hinzuweisen.

3.	Mitwirkungsp�ichten	des	Auftraggebers
(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer 
alle für die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weite-
ren Informationen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vor-
gängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung 
des Auftrags von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterla-
gen und weiteren Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst wäh-
rend der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftragge-
ber wird dem Wirtschaftsprüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.
(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Voll-
ständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen 
sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirt-
schaftsprüfer formulierten Erklärung in gesetzlicher Schriftform oder einer 
sonstigen vom Wirtschaftsprüfer bestimmten Form zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit
(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit 
der Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer 
des Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder 
Übernahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene 
Rechnung zu übernehmen.
(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirt-
schaftsprüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netz-
werkunternehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf 
die die Unabhängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung �nden 
wie auf den Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beein-
trächtigen, ist der Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des 
Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte
Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags in gesetzlicher Schriftform oder Textform darzustellen hat, ist al-
lein diese Darstellung maßgebend. Entwürfe solcher Darstellungen sind 

unverbindlich. Sofern nicht anders gesetzlich vorgesehen oder vertraglich 
vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des Wirtschafts-
prüfers nur dann verbindlich, wenn sie in Textform bestätigt werden. Er-
klärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich.

6.	Weitergabe	einer	beru�ichen	Äußerung	des	Wirtschaftsprüfers
(1) Die Weitergabe beru�icher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers  
(Arbeitsergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Ent-
wurf oder in der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden 
des Wirtschaftsprüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der 
in Textform erteilten Zustimmung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der 
Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Geset-
zes oder einer behördlichen Anordnung verp�ichtet.
(2) Die Verwendung beru�icher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und 
die Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auf-
traggeber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7. Mängelbeseitigung
(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfül-
lung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. 
unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der 
Nacherfüllung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurück-
treten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann 
der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktre-
ten, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, 
Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Inte- 
resse ist. Soweit darüber hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt 
Nr. 9.
(2) Ein Nacherfüllungsanspruch aus Abs. 1 muss vom Auftraggeber un-
verzüglich in Textform geltend gemacht werden. Nacherfüllungsansprü-
che nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, ver-
jähren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.
(3) O*enbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und 
formelle Mängel, die in einer beru�ichen Äußerung (Bericht, Gutachten 
und dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom 
Wirtschaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkei-
ten, die geeignet sind, in der beru�ichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers 
enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äuße-
rung auch Dritten gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fäl-
len ist der Auftraggeber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

8.	Schweigep�icht	gegenüber	Dritten,	Datenschutz
(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 
HGB, § 43 WPO, § 203 StGB) verp�ichtet, über Tatsachen und Umstän-
de, die ihm bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, 
Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von 
dieser Schweigep�icht entbindet.
(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Da-
tenschutz beachten.

9. Haftung
(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, 
insbesondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen 
Haftungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des 
§ 323 Abs. 2 HGB.
(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung 
�ndet noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist der 
Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts-
prüfer bestehenden Vertragsverhältnis auf Ersatz eines fahrlässig verur-
sachten Schadens, mit Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von 
Leben, Körper und Gesundheit sowie von Schäden, die eine Ersatzp�icht 
des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begründen, gemäß § 54a Abs. 1  
Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt. Gleiches gilt für Ansprüche, die Dritte 
aus oder im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis gegenüber dem 
Wirtschaftsprüfer geltend machen.

Allgemeine Auftragsbedingungen
für

Wirtschaftsprüferinnen,	Wirtschaftsprüfer	und	 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften

vom 1. Januar 2024
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(3) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer be-
stehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen P�ichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 
für die betre�enden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt.
(4) Der Höchstbetrag nach Abs. 2 bezieht sich auf einen einzelnen Scha-
densfall. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus mehreren 
P�ichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens gegeben. Der ein-
zelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer P�ichtverletzung ohne 
Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren aufeinanderfol-
genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder 
gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche 
P�ichtverletzung, wenn die betre�enden Angelegenheiten miteinander in 
rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall 
kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in Anspruch ge-
nommen werden.
(5) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der in Textform erklärten Ablehnung der Ersatzleistung Klage 
erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies 
gilt nicht für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zu-
rückzuführen sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kör-
per oder Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzp�icht des Herstellers  
nach § 1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung gel-
tend zu machen, bleibt unberührt.
(6) § 323 HGB bleibt von den Regelungen in Abs. 2 bis 5 unberührt.

10.	Ergänzende	Bestimmungen	für	Prüfungsaufträge
(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.
Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist 
ein Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im  
Lagebericht oder an anderer für die Ö�entlichkeit bestimmter Stelle nur mit 
in gesetzlicher Schriftform erteilter Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und 
mit dem von ihm genehmigten Wortlaut zulässig.
(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.
(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weite-
re Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11.	Ergänzende	Bestimmungen	für	Hilfeleistung	in	Steuersachen
(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuer-
lichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftrag-
geber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und 
vollständig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er 
hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestellte wesentliche Unrichtig-
keiten hinzuweisen.
(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftrag-
geber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht.
(3) Mangels einer anderweitigen Vereinbarung in Textform umfasst die lau-
fende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkeiten:
a) Ausarbeitung und elektronische Übermittlung der Jahressteuererklärun-
gen, einschließlich E-Bilanzen, für die Einkommensteuer, Körperschaft-
steuer und Gewerbesteuer, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber 
vorzulegenden Jahresabschlüsse und sonstiger für die Besteuerung 
erforderlichen Aufstellungen und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern
c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die  
wesentliche verö�entlichte Rechtsprechung und Verwaltungsau�assung.
(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein  
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger Vereinbarungen in Text-
form die unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert 
zu honorieren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuer- 
beratervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwen-
den ist, kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in 
Textform vereinbart werden.
(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kör-
perschaftsteuer, Gewerbesteuer und Einheitsbewertung sowie aller Fragen 
der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf 
Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für
a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 
dem Gebiet der Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der  
Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit  
Umwandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung,  
Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, 
Liquidation und dergleichen und

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
p�ichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob 
alle in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen 
wahrgenommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung 
der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht über-
nommen.

12. Elektronische Kommunikation
Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunika-
tion per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen 
stellt, wie etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den 
Wirtschaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergütung
(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforde-
rung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zu-
sätzlich berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und 
Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vol-
len Befriedigung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber 
haften als Gesamtschuldner.
(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. Streitschlichtungen
Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbei-
legungsgesetzes teilzunehmen.

15.	Anzuwendendes	Recht
Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden  
Ansprüche gilt nur deutsches Recht.
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